
Sehr geehfte Damen und Herren,

ist eine Buchführung formell ordnungsgemäß oder hat ae nur ganz geringtügige

formelle Mängel, kann der Nachweis det materiellen Unricf'tigkeit nicht allein aut
Grund des Zeitreihenvergleidls geführt werden. Kann dE mateielle Unrichtigkeit
vom Finanzamt nidlt konket nachgewiesen werden, muss zunäcftst auf andere
S dtätzun gs meth ode n zu rü&ge gr iffe n we rde n.

Det Bundesfinanzhof ist zu seinet alten Redltspredlung zurückgekehft, nadi der
Prozesskosteo, namentlidl Ztvilprozesskosten, grundsätzlidl ni&t zwangsläufig
erwachsen. Danach sind die Kosten eines Zivilprozesses in der Begel keine

a u ßergewö h n lich e n Be I a stu n ge n.

Haben Sie Fragen zu den Attikeln dieser Bliülicht-Ausgabe oder zu anderen
Themen? Bitte spred-ten Sie uns an Wir beraten Sie gern.

Reichweite des Vorsteueraus-
sclrlusses beiweniger als 10 %'iger
Nutzung eines Gegenstands für die
wirtsc$aftlicheTätigkeit des Unter-
n eh mers
Der Bundesfinanzhof hat dem Geridrts-
hof der Europäischen Union (EUGH)

die Frage vorgelegt, wie woit der Vor-

steuerausschluss im nationalen Recht

für Gegenstände geht, die der UnteF
nehmer zu weniger als '10 % für sein

Unternehmen nutzt Das Unionsrecht
ermächtigt Deutschland, den Vorsteuer-

abzug für solche Gegenstände zu ver
sagen, ,,die zu mehr als 90 o/o tür pri-

vate Zwecke des Steuerpflichtigen
IUnternehmersl oder seines Personals

oder allgemein Iür unternehmensfrem-
de Zwecke genuüt werden"-
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Ein Unternehmer kann drei ver-

schiedene Sphären haben: Er hat eine

unlernehmerische Sphäre (Sphäre 1 ).
Daneben hat er regelmäßig erne un-

ternehmenslremde (private) Sphäre
(Sphäre 2). Er kann zusätzlich eine nicht-

unternehmerische, aber nidrt unterneh-

mensfremde Sphäre haben (Sphäre 3).

Zu dieser letzten Sphäre gehören z. B.:

unentgeltliche Tätigkeiten ernes Ver-

eins, die aus ideellen Vereinszwecken
verfolgt werden; hoheitliche Tätigkeiten

einer juristischen Person des öffentlr-
chen Recfits; das bloße Erwerben, Hal-

ten und Veräußern von gesellschafts-
redrtlichen Beteiligungen. Allen diesen
Tätigkeiten ist gemeinsam, dass sie
nicht zur wirtschaftlichen Tätigkeit des
Unternehmers gehören, aber auch nicht

als private Tdtigkeiten angesehen wer-
den können.

Nutzt der Unternehmer einen Ge-
genstand zu 95 % in der unterneh-
mensfremden Sphäre (Sphäre 2), ist
unstreitig der Vorsteuerabzug auf den
Einkauf in voller Höhe ausgeschlossen.
Der Bundesf nanzhof hält es tür unions-
rechtlich lraglich, ob der Vorsteuerab-
zug auch in voller Höhe ausgeschlos-
sen ist, wenn der Gegenstand zu 95 70

in der nichtunternehmerischen, aber
nicht unte rn eh mensfre mden Sphäre
{Sphäre 3) und zu 5 % in der unterneh-
merischen Sphäre (Sphäre '1) genutzt
wird oder ob dann nicht ein Vorsteuer-
abzug rn Höhe von 5 70 zu gewähren
ist. Es spreche vieles dafür, die Ermäch-
tigung an Deutschland so auszulegen,
dass sie den vollen Vorsteuerabzug nur
bei einer mehr als 90 7o-igen unter-

nehmensfremdeo Nutzung (Sphäre 2)

ausschließt. Da die Auslegung des
Unionsredrts dem EuGH obliegt, hat er
diesem die Frage vorgelegt.

Entlastung insbesonde.e der
mittelständischen Wirtschaft
von Bürokratie
Mit dem Bürokratieentlastungsgesetz
will dre Bundesregierung die mittel-
ständische Winschaft von Bürokratie
entlasten, weil die daraus entstehen-
den Kosten insbesondere kleinere und
mittlere Unternehmen in ihrer wirt-
schaft lichen Leistungsfähigkeit und Dy-
namik beeinträchtigen.
r Einzelkaufleute, die an den Ab-
schlussstichtagen von zwei au{einan-
der folgenden Geschäftsiahren nicht
mehr als jewerls 500.000 € Umsatzer-
löse und jsweils 50.000 € Jahresüber-
sdruss aufweisen, sind von der Bilan-
z erung und der Fflicht zur Aulstellung
eines Jahresabschlusses befreit. Mit
Wrrkung ab 20'16 werden diese Be-
träge um 20 % auf 600.000 € bzw
60.000 € erhöht.
r lm Gleichlauf zum Handelsrecht
werden - ebenfalls mit Wirkung ab
2016 - auch die Schwellenwerte der
steuerlichen Buchlührungs- und Auf-
zeichnungspflichten f ür gewerbliche
Unternehmer sowie Land- und Forst-
wirte auf 600.000 € (Umsatz) und
60.000 € (Gewinn) erhöht. Wer die i1
2015 gültigen Umsatz- und Gewinn'
grenzen übersdrreitet, aber die neuen
Scfrwellenwerte in 201 6 unterschreitet,
wird vom Finanzamt keine Mitteilung
über den Beginn der Buchführungs-
pf icht erhalten.
r Durch das Faktorverfahren soll be'
Ehegatten oder Lebenspannern in der
Steuerklassenkombination lv/lV der in-

dividuell zutreffende Lohnsteuerabzug
erzielt werden. Der Faktor hat zurzeit
eine Gültigkeit von bis zu einem Ka-

lenderjah'. Zukünftig sol. der Faktor bis
zu zwei Kalenderjahre gültig sein. Auf
Grund der noch erforderlichen techni.
schen Umsetzung wird das Bundes-
mlnisterium der Finanzen den erst-

maligen Anwendungszeitpunkt dieser
Regelung per Verwa tungsschrelben
festlegen.
t Wrrd ein A'beitnehmer nur (u'zfris-

tig beschäftigt, kann der Arbeitgeber
die Lohnsteuer mit einem Pausch-

steuersatz von 25 % des Arbeitslohns
erheben Das Verfahren zum Abruf der
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerk-
male muss er dann nicht berücksrch-
tigen Einekurzfristige Beschäftigung
liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer
beim Arbeitgeber gelegentlich, nicht re-
gelmäßig wiederkehrend beschäftigt
wird, die Dauerder Beschäftigung 18 zu-
sammenhängende Arbeitstage nicht
üb€rsteigrt und der Arbeitslohn während
der Beschäftigungsdauer 62 € durch-
sdrnittlich je Arbeitstag nicht übersteigt.
Schon mit Wirkung ab dem Veranla-
gungszeitraum 2015 wird der Betrag
von 62 € auf 68 € erhöht. Hintergrund
ist der gesetzliche Mlndeststundenlohn
von 8.50 €.

r Kirchensteuerabzugsverpf lichtete,
z. B. Kapitalgesellschaften, müssen zur
Vornahme des Kirchensteuerabzugs auf
Kapitalenräge jährlich dre so genannten

KiStAM (Kirchensteuerabzugsmerkma-

le) beim Bundeszentralamt für Steuern

elektronisdrabfragen.Zwormüssensie
die Scfruldner der Kapitalertragsteuer .

bei Kapitalgesellschaften die Anteils-
eigner - über den AbruJ informieren,
damit diese gegebenenfalls einen Sperr-

vermerk setzen können. Diese jährliche

lnformationspf lidlt wird nun umgewan-
delt in eine einmalige lnformation wäh-
rend der Dauer der rechllichen Ver-

bindung Die lnformation hat vor der
Abfrage der KTS1AM und schriftlich oder
in geeigneter Form zu erfolgen.
r Existenzgründer werden von Aus-
künften zu statistischen Zwecken u. a.

im Bereich Dienstle'stunger, p'oduzie-
rendes Gewerbe, Handel und Beher
bergung befreit. lm Kalenderiahr der
Betriebseröffnung und in den beiden
folgenden Kalenderjahren besteht dann
keine Auskunftspflicht, wenn das Unter-
nehmen im leuten abgeschlossenen
Geschättsjahr einen Umsatz von we-
niger als 800.000 € erw rtschaftet hat.

Bei Gesellschaften müssen ale Gesell-
schafter Existenzgründer sein, um slch

r!lt.l
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auf die Befrelung von der Auskunits'
pllcht berufen zu können Dabeigllt als

Existenzgründer, wer elne gewerbl che

oder frelberuf iche Tät gkert rn Form eF

ner Neugründung, e ner Ubernahme
oder einer tätgen Betei igung aus ab
hängiger Beschäftigung oder aus der
Nlchtbeschäftlgung heraus auf nimmt

Schätzung der Besteuerungs-
grundlagen aut Grund Zeitrei-
henvergleichs nur eingeschränkt
zulässig
Ber Betriebsprüfungen im Gas-

tronomiegewerbe werden die Prü-

fer häuf g den sog. Zeilreihenver-
gleich an, um dre erklärten Umsätze
zu überprüfen. Hierbei werden dle
Summe der Umsätze Jnd der Wa-
reneinsatze eire' Woche gegen-

übergestellt und der slch daraus

er gebende Rohgew'nnaufsch'ag
satz ermrdert Der ldchste Auf-
schlagsatr eires bel ebigen '10 Wc-
cren-Ze traums inne'halb e,nes
Jah'es wird dan'] auf dec Wa'er-
e nsatz des ganzen Jahres ange-
wendet und mlt den erklärten
Umsätzen verglichen. Weil die so
errechreten Umsätze meistens
höher als dre erklärten sind, schätzt
der Betriebsprüier dre höheren Be-

steuerungsgrundlagen mit den ent-

sprecienden Sleuerfolgen
Der Bundesfinanzhof hat sich

sehr ausf ührlich mit der Problematik
des Zeive henvergleichs eines Gas-

tro nom ie betriebs auseinanderge-
setzt und für die Praxis folgende
Hinweise zur Anwendbarkeit gege-

benl
r lsl eine BuchIührung formell
ordnungsgemäß oder hat sie nur
ganz ger ngfügrge Iormelle Mänge,
kann der Nachweis der materiellen
Unrichtigkelt nrcht allein aui Grund
des Zeitreihenvergleichs geiührt
werden Materielle Unrichtigkeit be-

deutet hierbei Unvollständlgkeit der
erklärten Umsätze. lst eine Buch
führung formell nicht ordnungsge-
mäß, kaon aber die materielle Un-
r chtigkeit vom Finanzamt nicht kon-
kret nachgewresen werden, muss
zunächst auf andere Schätzungs

methoden ?urückgegriffen werden,
wie beispielsweise die Vermögens-
zuwachs- oder Geldverkehrsrech-
nung.

r Sind diese Schätzungsmetho-
den aber ni€ht srnnvoll einsetzbar,
kann der Zeitreihenvergleich einen
Anhaltspunkt Iür dre Hinzusciätzun-
gen bilden. Dreser muss allerdings
tedlnisch korrekt durchgef ühn wor-
den sein. So muss das Verhältnis
zwisdren Wareneinsatz und Um-
satz im ieweiligen Wochenrhyth-
mus weitgehend konstant sern und

die Betriebsstruktur darf slch nicht
veränden haben .

Wicitig war dem Gericht noch
der Hinweis, dass Speisekarten und
beim Einsatz von elektronischen
Registrierkassen die Betriebsanlei-
lung und die Programmierprotokolle
aufbewahrungspf lichtig sind. Fehlen

diese, ist das Finanzamt söon des
wegen zu Sdrätzungen berechtigt.

Hinweis:
Bei Gastronomiebelrieben mit gro-

ßer Lagerhaltung, z. B. in Kühlhäu-
sern oder mit schwankenden Ein-

oder Verkaufspreisen is1 der Zeitrei-
henvergleich methodisch ungeeig
net.

Ve reinnahnlu ng vo Kunden-
zahlungen auf denr privaten
Bankkonto des beherrschenden
Gesellschaft er'Geschäftsf uhrers
ein er G nr[rH

Gewährt eine Kapitalgesellschaft ihrem
Gese schaiter außerha b der gesell
schaftsrechtlichen Gewjnnverteilung e -

nen Vermögensvortei rm Slnne elner
bei lhr eintretenden Vermögensminde-
rung und hat dre Zuwendung lhren An-
lass im Gesellschaftsverhältnls (zurnin-

dest lhre lvlitveran lassu ng), llegt e ne
verdeckte Gewinnausschüttung (vGA)

vor
Der Bundesflnanzhof (BFH) muss

te slch m t folgendem Fal auselnander-
setzenr Elne Kundin hatte die ihr von
elner GrnbH in Rechnung geste lten
Beträge nlcht auf das in den Bechnun
gen angegebene Bankkonto der GmbH,

sondern aui das gemeinsame Konto
des Gesellschaft er-Geschäftslührers
der GmbH und seiner Frau überwie-
sen De1 Betrag buchte man anschlie-

ßend '1icht a's Einnahmen, sondern als

Barernzahlung in die Kasse der GmbH.

Der BFH bestätlgte die Auffassung

de' Finarzverwaltung und audr des Fi-

nanzgerichts, dass es sidr bei den Zah-

l-1ge'r um vGA handelte, ore beim Ge-

sellschaft er-Geschäft sIührer Einkünft e

aus Kapitalvermögen vv31sn. p3§si war
unerheblich, ob die Kapitalgesellsüaft,
handelnd durch ihren Gesellschafte.-
Geschäftsführer, erkannt hal, dass sie

durch ihre Handhabung vGA bewirkt
hat Auch der Umstand, dass die Zah-
lungen der GmbH Rechnungen auf das

Privatkonto der Eheleute durch Dritte
erfolgten, ändert nichts daran.

Anderung bsi der Mindestlohn-
dokumontation seit 01.08.2015
in Kraft
N4it der Mindestlohndokumentations-
pf lichtenverordnung, die seit 01.08.201 5
gilt, wird die Einkommensschwelle von

2.958 € dahin gehend ergänzt, dass die
Auheichnungspf lichtnachdem Mindest-
lohngesetz bereits dann entlällt, wenn
das verstetigte regelmäßige N4onats-

entgelt mehr als 2.000 € brutto beträgt
und dieses Monatsentgelt jeweils für
die letzten tatsächlich abgerechneten
12 Monate nachweislich gezahlt wurde
Bei der Besdrä'tigung von engen Fami-

lienangehörigen (Ehegatten, eingetra-
gene Lebenspartner, Kinder und Eltern

des Arbeitgebers) sird die Aufzeich-
nungspf lichten nidrt mehr anzuwenden.

Arbsitgsborversicherung -
Neue Umlagesätz€
ab 1. Septembsr 2015
Dre Minijob-Zentrale hat mitgeteilt, dass

sici die Umlagesätze zur ArbeitgebeF
versicherung seit dem 1. September
20'15 verändert haben:
I Umlage '1 1,00 %, bis 31.08.2015
o.70 %
r Umlage 2: 0,30 oÄ, bis 31.08.2015
o,24 %.
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Die Erstattungsleistungen betragen
unverändert 80 o/o (U1) bzw 100 yo (U2).

Wenn der Minijob-Zentrale ein DaueF

Beitragsnachweis vorliegt, wird dieser
ab dem Beitragsmonat Seplember 201 5

automatisdr angepasst Es ist nichts

weiter zu unternehmen, es sei denn,

die Höhe der abzuführenden Abgaben

änden s ch a.JS einem anderen Grund.
Falls die Abgaben monatlich übeF

wiesen werden und deshalb ein Dauer
auftrag bei der Bank eingerichtet ist,
muss di€ser erstmals zur Fälligkeit am
28. September 2015 abgeändert wer-
den. Wenn Sie der Minijob-Zentrale ein

SEPA-Basislastschriftmandat erteilt ha-

ben, bucl.rt diese die fälligen Abgaben

unter Berüc'ksichtigung der neuen Um-

lagesätze rechtzeitrg zum jeweiligen
Fälligkeitstermin ab. Es muss hierzu
nichts veranlasst werden.

Privathaushalte müssen keine An-
derungen vornehmen Die Minijo$Zen-
trale übernimmt (wie üblich) die Be-

rechnung derAbgaben.

Zivilprozesskosten als auß€r-
gewöhnliche Belastungen
Entgegen seiner bisherigen Recht-
sprechung hatte der Bundesfinanzhof
(BFH) im Jahre 20'11 die Kosten eines

ZNilprozesses unabhängig von dessen

Gegenstand als außergewöhnlidre Be-

lastung anerkannt. Solche Aufwendurr
gen waren dann abziehbar, wenn sich
bei einem Prozess hlnreichend Aus-
sicht auf Erfolg ergab und keine Mut-
wilhgkeit vorlag.

Nunmehr ist der BFH zur alten
Rechtsprechung zurückgekehrt, nach
der Prozesskosten, namentlich Zivil-
prozesskosten, grundsätzlich nicht
zwangsläuIig erwachsen. Danach sind
die Kosten eines Zivilprozesses im All-
gemeinen keine außergewöhnlichen
Belastu ngen. Etwas anderes ka nn aus-
nahmsweise gelten, wenn ein Rechts-

slreit ei''ren für den Steuerzahler exis.
tenzrell wichtigen Bereich oder den
Kernbereich menschlichen Lebens be-

rührt, Die Kosten eines Zivllprozesses
sind also grundsätzlich nur dann als

zwangsläuIig anzusehen, wenn auch
das die Prozessführung mit der Folge
der Zahlungsverpf lichtung verursa-
chende Ereignis für den Steuerzahler
zwangsläulig ist.

Entlastungon f ür Arbeitnehmer
und Familien treten in Kraft
Nachdem der Bundesrat dem GeseE
zur Anhebung des Grundfreibetrags.
des Kinderfreibetrags, des Kindergel-
des und des Kinderzuschlags zuge-
stimmt hat, können versdriedene Ent-
lastungen in Kraft treten.

lm Wesentlichen enthält das Ge-
setz folgende Anderungen;

G:ulaif.eioetrag
r Anhebung ab 1. Januar 2015 von

8.354 € um 118 e aul 8.472 e
r Anhebung ab '1. Januar 2016 um
weitere 180 € au{ 8.652 €

Die Anhebung des Grundfreibe-
trags für 2015 wird zusammengelasst
bei der Lohnabrechnung für Dezember
2015 berücksichtigt.

Knde.ireroetrag (bel Eheganen m iai
der Zusammenveranlagung aktuell
7008 € enschl Frerbetreg fif Betre,r-
u rE und Erz ehung oder Ausb dufgl
r Anhebung ab 1. Januar 2015 um
lM e au|7.152 e
r Anhebung ab 1. Januar 2016 um
weitere 96 € auf 7248 €

k ndergeld
t Anhebung ab 1. Januar 2015 um 4 €
monatlich je Kind {aktuell '184 € für das
erste und zweite Kind, 190 € für das
dritte Kind und 215 €für das vierte Kind

und weitere Kinder)
r Anhebung ab '1. Januar 2016 um
weitere 2 € monatlich je Kind
Das höhere Kindergeld soll ab Septem-
ber 2015 ausgezahlt werden. Die Erhö-
hung Iür 2015 wird ab Oktober 2015 in ei-
nem Betrag nachgezahlt. Das höhere Kin-

dergeld wird automatisdr gezahlt. Ein

besonderor Antrag ist nicht erforderlich.

L nceizLrsahlag fur Ger ng,,erc ener
1a<1!e r"Jax i4Q € rnonail chl
r Anhebung ab 1. Juli 2016 um 20 €
monatlictr.

Ent aslL ngsber13g I,lr Al e rrefz eflerlde
r Anhebung ab 1. Januar 2015 von

1.308 € um 600 € auf '1.908 € sowie um
240 € für jedes weitere Kind.

Die Anhebung des Entlastungsbe-
trags wrrd IÜr 20'15 ebenfalls insgesamt
bei der Lohnabrecinung für Dezember
2015 berücksidrtigt. Der für das zweile
und weitere Kinder zu berÜcksi$tigen-
de Erhöhungsbetrag von jewe'ls 240 €
kann im Lohnsteuerermäßigungsver-
fahren 2015 geltend gemacht werden.
Hierzu ist ein entsprechender Antrag
beim Wohnsitzf inanzamt zu stellen.

Unterhaltshö$stb€t ag

Der Unterhaltshöchstbetrag wird für
2015 aul 8.472 € {bisher: 8.354 €)

erhöht. lm Jahr 20'16 steigt er auI
8.652 €. Die Erhöhung entspricht der
Anhebung des Grundfreibetrags und
führt dazu, dass künftig höhere Unter
haltsleistungen steuerlich berücksictr-

tigt werden können.

Nrcnta-'ecrnJrg oer <'llergelde,ho-
hung 20'15 auf andere Lerstungen

Die rückwirkende Kindergelderhöhung
des Jahres 20'15 wird nicht auf Sozial-

leistungen und den zivilrechtlichen Kin-

desunterhalt angerechnet.
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